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, ' 

Die EingUeder\1ng d!!l' Volksdeutsohen in die 6sterreichische 
Wirtschaft 

An fra S e ~e an t w~ 1" tun g, 

, Die Abg. Neu 'IV i I' t h und Genossen haben am 27,.März d.J. an 
den HerrnBUhdeskf,'J1z1er eine Antrage wegen Bestellung eines Beauf ... 

ttagten, für 1'1üc,htlingssllgelegenhe1 ten gericht et. Namens des im Aus- , 
land weilenden Herrn Bundeflkanzler, hatVizekanzler Dr. 5 Q h ä 1" f 

~ Einverne~en mit dem Bundesminister für Innefes diese Anfrage wie, 
folgt geantwortet: 

Nach §.$ ~bs~2 Zlff. 2 11t e des Behörden~Uberleitungsgesetzes 

( StGB1.Nr .. 94!1945) wurde das Flüohtlingswesen dem damals neu et:r1ch­

teten Staatsamt fUr Inneres zugewiesen. Das Flüoatlingswesen wird 

daher derzeit vom Bundesministeriwn für !nneresressortmlissig betreut~ 

Da nach Artikel 77 Aba ~2 der Bundesverf'ass'ung der Wiloltungsbereioh der 

Bunde8ministeri~n clurchBUndetgesetzb$st1l'l1nltwitd"läge es .. 'das 

mächte ioh zunäohst betonen - susserhalb ,meines Wirkungsbereiches, 

a1\ diefSpitze d~s Beirates der Volksdeutschen einen Beauftragten zu 

beru:ten~' dei'4 dtis gesamt eP'lüCihtlingswesen llnte~steht. 
! ' 

,,~cbgebe weitEirs bekall.n~),~~s~,a~rMin~~te:tr~t"am ~.Juli 1~50 
beschlossen hat, zur Vorberatung und L6sung des Flüchtlingsproblems 

der' Vol~sdeutlchen elnMinisterkomi~ee e!~zuse~,z,en, da$ aus den 

Bundesministern für Inneres, für Land ... und. l"orstwil!'tschaft, für soziale 

Verlfsltung, ,für ,Handel und Wieqera\1fb~uund;fti1J:",Finanze.npest~h\ .D1e 

administrativen. Geschäfte dieses;, Koid tees werden: zufolgeAuftra,ges des 

!Unis t errat es,.: unbeschadet, defl.Wirkungsbere!clles " der Übrigen bet e lUgt,en 
Bunde~minlsterientvOtQ BundesministerlWJ1 für. Innel" es geführt. Des;weiteren 

hat(h~rl4in~st'Z'l"at ins:elner S~tzung vom,8.Aug\1$t 195();dellBUndesminister 

für Innerese~äohtigt. zu den Beratungen des Ministerkomitees acht 

Vertr,ter der Volksdeutschen, entspr~chend den Vo,rsohl§gen der RegieLt
• 

,-. '" i :./- ... -',.,\ ~: 

rWlgsparteien,. heranzuziehen. Diese Vertreter haben sich unter dem Vor-

IS! t~' des Bundesmi~i8ter~fÜr Inneres;~ 9 .S'~ptember ,"1950 als'tlBeir~t' 
rur dieBeh~~Uung dea 'FlÜ~htli~gsP;obi.elns der ,Volksde~tschen"k~~sti t~iert t 
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Der Beirat s,teht sei~her dem BpndesministeriumfUr Inneres bei der 

Bearbe! tungder einschlägigen }'ragen beratend zur Seite. 

Die Vom Ministerrat gri.l.ndsätzlich beschlossene Eingliederung 

der Volksdeutschen in den Bsterreichisohen WirtschiKftsk8rper, hat bisher~ 

dank ,des Zusammenwirkens des Bundesministf'riwns für Inneres mit dem 

Beirat der Volksdeutschen Ulld dert übrigen ressortmä.ssig in Betraoht 

kommenden Bundesminis teriel1, fol'gende Ergebn! ss~ gezei~i,gt! . 

a) Arbeit~re~htli()he Gleiohstellung aller Volksdeutsohen mit 

5sterreichischen Staatsbürgern (Nichtanwend~g der Verbrdnung über 

ausländisohe Arbeitnehmer vom 23QJänner 1933, Peutsohes i\GB1.I; 
. ~ 

S -,26 ) > 

b) Eil,'lbedehung der erwerbsunfähigen, H!lflos~n und 1>:lin,ien 

Volksdeutsohen in die Kriegsopferver~orgung (Bundesgesetz vorn 

2S.Ju1i 1951, BGBl.,Nr,,159).· 

c») Einbeziehullg .der Volksdeutschen in die Notstandshi1fe (Bundesgesetz 

vom 31 QMär z 1951 t BGBLNr .94) • '-\ 

" d) . Gleichstellung de::- Volksdeutsohen rai t 8sterreichisohenSta~ts ... ; 

; '1z-ü;~er~ 'beidertfü;~()i'g'~rechtJ.ichenBehäritnung in den B~ndesländern •. 

e),Za.hlung von; Yo:rschüsseD,au:f Sozi~lver'Sioherungsrente~ ~n,' 

Volksdeutsche, q.ieinihl."em' ehclllaligen.Heirna~s,~aa.t einen Rent~n-' 

anspruch erworben .haben..:-, .. -I" . ;. 

r) ·Bevoizugte'E:i.nbül'gerung' dei" VolkSdeutschen: auf Grund von Liste'» 

(insgesamt 'wurdehb±sherrneltrals 200.0qO volksdeut'sche :Pe~$onen' 
-:'eillgebürgert}" ., <>'; 

.. ,.. ,"" :. 

" g}Fardel'ung' der Umsiedlu.n~ von auswanderul1gsb~rei~~~,Vol~~7 . 
deutsohennachAm~ri'ka -au~ . Grund des 'Ai:iletiltanlscherip;inwande~ung$" 
~~setz~sduX'Jh Bes:Qxgung und~e~ahlthig'd~1'~itdi~serUm~ie41~h~ .. , 

>';; '.' :,! ,:. '" \. ~ 

verbundenen Sachleist1;..ngen seit.ens5sterre1obisoher Behörden. 

h) 'Unt erzeichnung der Genfer :F',lUohtling8ko~vention~ aie ,die reoht .. 
". "".-. . ';" ':;':~ .. ~ :.:; ,... .. ,:.; \:."I,:~ ~"; < ;':"';"; ":'."':';.:', !: ,~,:_,.~:, 

liohe Stellung der F1.0.chtlinge 1 dami t auah .del:"volksdeu~s.chen 

Heimatve~triebenelll '~er-oi,i~gt unddi~'de'~ä'6h~t j:d~;~B~~d~~r~~ierung 
zweoks Besohl'ti.ssfassung übe~ die Vorlage flU das Parlament unter-
breit'et:'"wercl"ell s6111~- ~ .. ',' t 

i)' ri~anz'ier~g des Baues von Flüchtlillgabaraoken in Wien und 

iri den Bundesiändern . alsSd:f6rima~snahmen.i, 
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In jüngst.er Zeit Wurden vom Beirat der Volksdeutschen neue Fol;'­

derungen erhoben, die ,gegenwärtig beraten werden. So soll die Kriegs­

opferversorgung nicht nur Erwerbsunfähigen, Hilflosen und Blinden 

zuteilmerden, sondern auch auf Beschädigte mit einer Minderung der 

Erwerbsfähigkeit von 50 v.Ha oder darUber ausgedehnt werden. Ferner 

sollen Volksd.eutsche ohne St.aatsbürgerschaft zwischenweilig Vorschüsse 

auf die se Krieg$opt'erversorgung erhalten. 

Weiters werden gegenwärtig Verhandlung eh mit den in Betracht 

kommenden Ressortministe;'~ Kammern usw. gefÜhrt, die die Beseitigung 

von Härten bei der Zulassung Volksdeuts.oher zur Ausübung akademischer 

Berufe (ReChtsanWälte, Notare, Ärzte) zum Gegenstande haben. 

Wegen der Frage der sogenannten "Staatspensicnentl steht'die Bundes­

regierung in steter Fühlung mit den zuständigen Stellen der Bundesre­

publik Deutschland. 

Endlioh sollen auch die Vorsch~szahlurigen aufSozialversicherungs­

renten (siehe oben litö e) erweitert werden_ 

Ich habe bereits oben erwähnt, dass d'aS Bundesministerium für Inneres 

angesichts seines im Beh6rden-tiberleitungsgesetz festgelegten Wirkungs­

bereiches (FIUchtlingswesen) zusammenfassend auch die administrativen 

Gesohäfte des Ministerkomitees fUhrt, hiebei aber selbstverständlich 

die in den einschlägdJgen Gesetzen festgesetzten Kompetenzen' eier r~~~ort­
mässig für die ,einzelne Aktioh zustän<iigen Bundesministerien zu wahren 

verpflichtet ist 9 Das k~nnte auch dalUlllicht anders sein t wenn, wie die : ,. . .... . ' .. ,., 

Anfragestelleres offenbar wUnschen,' an die Spitze des Beirates ,der Volks-

deutschen ein Beauftragter für das gesamte FIUchtlingswesen berufen würde. 
: , . .:; '. . ' ': . . , . . :. . -': , . ':' :.. ~'. . '~ , .' , 

In dieser 13ezi ehung sch~int mir die Anfrage überhaupt widerspruchsvoll. 

Sie wil'd vor allem damit be~rUnd'et, dass' die Angelegenhei ten d~r Heimat­

vertriebenen derzeit zum,Wirkungsnereich vel'schiedener Ministerien gehören. 

Anderseits fragen die Interpellanten, ob, ichb~reitwäre, an die;Sp1t ze . 

des Beirates einen Beauftragten für das gesamte Flüchtlingswesen zu 
C • ." ". I 

berufen, der die Mögliohkeit hat, im "Einvernehmen mi;t allen in Betracht 
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kommenden Ministerien" die F1Uchtlingsfragen zu behandeln. Es müssen 
I , 

also auch di eHerren Anfragesteller zugebell, dass die den e inzeln,en 

Bundesministerien gesetzlich zukommenden Kompetenzen gewahrt bleiben 

mUssen. 

Es besteht nun meines 'Erachtens und auch nach Ansicht des Herrn 

Bundesministers für Inneres kein Anlass, in der Zusammensetzung des 

Beirate$ J die übrigens auf einem Beschlusse der Btlndesregierung beruht, 

eine Änderung vor·zunehmen!) Die bisher erzielten Fortsohritte auf dem 

Wege der Einglie derung der Volksdeutschen in die österreichische Wirt­

SChaft, die sich bei der beengten finanziellen Lage des .Bundes naturge­

mäss nur schrittweise durchführen lässt, geben Gewähr" dass die hier 

bestehenden organisatorischen Einrichtungen ihren Aufgabenkreis voll 

erfüllt haben und ihn auch in Zukunft, soweit es möglioh ist, im 

Interesse der volksdeut schen Heimatvertriebenel'l erfUIlBn werden. 

Ich c;larf bei diesem Anlass bemerken, da.ss der Bund und die Länder 

seit dem Jahre 1945 bh jetzt nicht weniger als rund 900 Millionen 

. Schilling für das F1Uchtlingswe'senin Öste~'reich überhaupt ausgegeben 

haben. 

Aus den oben gesohilderten Gründen bin ioh nioht in der Lage, 

den Anregungen der Herren Anfragesteller zu entsprechen, umsoweniger, 

. als die Berufung von Beauftragten, die Bestellung des zugehörigen Beh8r- ' 

denappafates usw •. den Bestrebungen der Bundesregierung nach Verwaltungs­

vereinfachung geradezu zuwiderlaufen würden. 

-.. - .. -...... 
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